Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/2562 


10 . 10 . 95 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Jürgen Rochlitz und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 13/2320 — 


Versuchter illegaler Müllexport nach Estland 


Vorbemerkung 

Mit Schreiben vom 29. Juni 1995 übersandte die estnische Indu- 
strie- und Handelskammer dem Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit die Kopie eines aus Frankreich 
stammenden Telefaxes. Aus dem Telefax ging hervor, daß der 
Absender Kontakt zu einem öffentlichen Unternehmen im est- 
nischen Paldiski suchte, das im Transportbereich oder im Bereich 
der öffentlichen Arbeiten tätig ist. Sein Unternehmen habe einen 
großen, langfristigen „ Staatsvertrag " bezüglich der Belieferung 
mit Abfall mit der deutschen Regierung abgeschlossen. Der 
gesuchte Partner in Estland solle die Genehmigung der zuständi- 
gen Behörden haben, auf seinem Boden Abfallmaterial aus 
Deutschland zu deponieren. 

Weiter wird in dem Telefax ausgeführt, daß es um eine Menge 
von etwa 350 000 Kubikmeter pro Jahr gehe. Es handele sich um 
Stoffe, die nach EG-Recht als toxisch angesehen werden und 
deshalb innerhalb der Europäischen Gemeinschaft nicht mehr 
deponiert werden dürften, die Stoffe würden jedoch keinerlei 
Gefahr darstellen. Er suche deshalb Staaten, die geographisch 
naheliegen, aber noch nicht so restriktive Vorschriften hätten. 

Weiterhin behauptet der Absender, es würden zehn Arbeitsplätze 
in Estland geschaffen und es würden jährlich etwa 4,5 Millionen 
französische Franc für die Entgegennahme des Abfalls gezahlt. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit vom 2. Oktober 1995 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Zudem wird behauptet, er werde von der deutschen Regierung 
gedrängt, möglichst bald mit seiner Operation zu beginnen. 
Außerdem stehe er mit anderen baltischen Regionen in Verhand- 
lungen. 

Zur Klärung seiner angeblichen Kontakte und Verträge mit der 
deutschen Regierung fand ein Telefongespräch mit dem Absen- 
der am 3. Juli 1995 statt. In diesem Telefongespräch behauptete 
der Absender, er habe seine Recherchen über die legale Möglich- 
keit der Abfallverbringung von Deutschland nach Estland einge- 
stellt, nachdem er erfahren habe, daß es eine solche Möglichkeit 
nicht gebe. Ihm wurde mitgeteilt, daß die illegale Verbringung 
von Abfällen aus Deutschland einen strafrechtlichen Tatbestand 
darstellt, der mit einer Strafe von bis zu zehn Jahren Haft bewehrt 
ist. 

Mit Schreiben vom gleichen Tage teilte der Absender gegenüber 
dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit mit, daß er seine „Recherchen über Exportmöglichkei- 
ten von Krankenhausabfällen deutscher Herkunft" seit einigen 
Wochen eingestellt habe. Er bestätigt, daß er sich seit April über 
die „verschiedenen legalen Möglichkeiten in diesem Bereich" 
informiert habe. Dazu habe er Kontakt mit der deutschen Bot- 
schaft in Paris auf genommen, die ihn an eine „Dienststelle in 
Köln" verwiesen habe. Er wolle damit zeigen, daß er sich nur um 
legale Exportmöglichkeiten bemüht habe. 

Mit Schreiben vom 24. August 1995 wurde von der Anlauf- und 
Clearingstelle beim Umweltbundesamt, die nach § 13 Abfallver- 
bringungsgesetz hierfür zuständig ist, der gesamte Vorgang allen 
für Maßnahmen im Zusammenhang mit der Verbringung von Ab- 
fällen zuständigen Landesbehörden zugeleitet. 

Die französischen Behörden wurden ebenfalls über den gesamten 
Vorgang informiert. 

Vor diesem Hintergrund beantwortet die Bundesregierung die 
Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Mit welchen umweltrechtlichen Verstößen nach deutschem, fran- 
zösischem und europäischem Recht wäre dieses Vorhaben des 
Müllexports verbunden gewesen? 


Die europäischen Vorschriften über die grenzüberschreitende 
Verbringung von Abfällen sind in der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 
des Rates zur Überwachung und Kontrolle der Verbringung 
von Abfällen in der, in die oder aus der Europäischen Gemein- 
schaft (Abfallverbringungsverordnung) niedergelegt. Die Verord- 
nung ist seit dem 6. Mai 1994 in allen EU-Mitgliedstaaten recht- 
lich bindend. In Deutschland gelten zusätzlich die Vorschriften 
des Gesetzes über die Überwachung und Kontrolle der grenz- 
überschreitenden Verbringung von Abfällen (Abfallverbrin- 
gungsgesetz), das am 14. Oktober 1994 in Kraft getreten ist, sowie 
die durch Gesetz vom 27. Juni 1994 (BGBl. I S. 1440) geänderten 
Bestimmungen der §§ 326 Abs. 2 sowie 330 des Strafgesetz- 
buches. 
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Nach Artikel 14 Abs. 1 der EG -Abfallverbringungsverordnung ist 
die Ausfuhr von zur Beseitigung bestimmten Abfällen mit Aus- 
nahme in EFTA-Länder, die auch Vertragspartei des Basler Über- 
einkommens sind, verboten. Nach Artikel 16 ist die Ausfuhr von 
zur Verwertung bestimmten Abfällen in Länder erlaubt, die Mit- 
glied der OECD sind, Vertragspartei des Basler Übereinkommens 
sind oder mit denen die Europäische Union oder ihre Mitglied- 
staaten bilaterale, multilaterale oder regionale Übereinkünfte 
oder Vereinbarungen gemäß Artikel 11 des Basler Übereinkom- 
mens geschlossen haben! Voraussetzung für die Verbringung ist 
in diesen Fällen jedoch immer, daß ein Notifizierungsverfahren 
(Zustimmung der zuständigen Behörden im Ausfuhr-, Durchfuhr- 
und Empfangsland) durchgeführt wurde. 

Nach § 4 Abs. 1 Abfallverbringungsgesetz ist in Deutschland die 
Behörde des Landes für die Notifizierung zuständig, in dem die 
Beförderung der Abfälle beginnt. Dabei ist in Deutschland die 
sog. „Behördennotifizierung“ durchzuführen, d. h., die zuständige 
Behörde setzt sich mit den anderen zuständigen Behörden im 
Ausland zur Durchführung des Notifizierungsverfahrens in Ver- 
bindung. 

Die Nachfrage an die estnische Industrie- und Handelskammer 
sowie das Schreiben vom 3. Juli 1995 an das Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit läßt nicht eindeu- 
tig erkennen, um welche Abfälle es sich handeln sollte und 
welches Entsorgungsverfahren vorgesehen war. Allerdings läßt 
sich aus dem Sinnzusammenhang entnehmen, daß es sich um 
Krankenhausabfälle handeln sollte, die deponiert werden sollten. 
Die Deponierung von Abfällen ist gemäß Anhang II A zum Abfall- 
verbringungsgesetz ein Beseitigungsverfahren. Damit wäre jeder 
Export im Sinne der an die estnischen Behörden gegangenen 
Nachfrage illegal. 

Selbst wenn eine Verwertung in Estland an gestrebt worden wäre, 
ist es zweifelhaft, daß der Exporteur eine umweltgerechte Ver- 
wertung in Estland hätte nachweisen können, was Voraussetzung 
für eine Genehmigung des Exports gewesen wäre. 


2. Wie erklärt sich die Bundesregierung die Behauptung des Unter- 
nehmers, er hätte einen Vertrag mit ihr oder einer staatlichen 
Einrichtung geschlossen? 


Es handelt sich bei der Behauptung des Unternehmers, er habe 
kürzlich einen Staatsvertrag mit der deutschen Regierung 
geschlossen, um eine offensichtliche Falschbehauptung, mit der 
er das Gewicht seines Angebotes unterstreichen wollte. 


3. Um welche Art von Abfall handelt es sich genau, wie ist er klassifi- 
ziert, und von welchen Unternehmen oder Einrichtungen genau 
stammt dieser Abfall (aufgeschlüsselt nach Verursacher, Abfallart 
und -menge)? 
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Um welche Art von Abfall es sich genau handelt, hat der franzö- 
sische Unternehmer nicht mitgeteilt. In seinem Schreiben an die 
estnische Industrie- und Handelskammer teilt er lediglich mit, daß 
es sich um giftige Abfälle handelt, die nach dem europäischen 
Recht seit Dezember 1994 nicht länger deponiert werden dürften. 
Der französische Unternehmer bezieht sich dabei wahrscheinlich 
auf die Entscheidung des Rates vom 22. Dezember 1994 über ein 
Verzeichnis gefährlicher Abfälle im Sinne von Artikel 1 Abs. 4 der 
Richtlinie 91/689 EWG über gefährliche Abfälle vom 12. Dezem- 
ber 1991. 


4. Hat das BMU Kontakt zu den französischen Behörden auf genom- 
men, um weitere Exportversuche des Unternehmers zu verhindern? 
Wenn ja, mit welchen und mit welchem Erfolg? 

5. Hat das BMU Kontakt zu französischen Behörden auf genommen, 
um eine Überprüfung der Geschäftstätigkeit des Unternehmers zu 
erreichen? 


Die Anlauf- und Clearingstelle beim Umweltbundesamt, die für 
den Informationsaustausch über gescheiterte und illegale Ver- 
bringungen sowie über laufende Ermittlungs- und Strafverfahren 
zuständig ist, hat nach dem üblichen Verfahren die französische 
Anlaufstelle über den gesamten Vorgang informiert. 

Bei dem bloßen Angebot des französischen Unternehmers handelt 
es sich noch nicht um einen strafrechtlich relevanten Vorgang. 
Demzufolge ist die rechtliche Handhabe, gegen dieses dubiose 
Angebot vorzugehen, gering. Um eine illegale Verbringung aus 
Deutschland, die als Straftat zu bewerten wäre, zu verhindern, 
wurden jedoch alle zuständigen Landesbehörden informiert und 
gebeten, dem Vorgang besondere Beachtung zu schenken. 

Ob und welche Schritte die französischen Behörden aufgrund der 
Hinweise aus Deutschland unternommen haben, ist bislang nicht 
bekannt. 


6. Wie lautet die Erklärung, die der Unternehmer gegenüber dem 
BMU abgegeben hat? 

Wie hat sich das BMU von der Glaubwürdigkeit des Unternehmens 
überzeugt? 


Die Erklärung des Unternehmers gegenüber dem Bundesministe- 
rium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) lau- 
tete, daß er sein Vorhaben aufgegeben habe, nachdem er aus 
seinen Recherchen erkannt habe, daß der von ihm vorgesehene 
Export illegal ist. Die Glaubhaftigkeit dieser Erklärung kann 
durch das BMU nicht beurteilt werden. Deshalb wurden vorsorg- 
lich alle zuständigen deutschen Behörden und die französische 
Kontaktstelle gewarnt. 


7. Hat sich der Unternehmer im Vorfeld an die deutsche Botschaft in 
Paris oder an andere deutsche Behörden im In- oder Ausland 
gewandt? 

Wenn ja, an welche, mit welchem Begehren, und wann, und welche 
Auskunft hat er daraufhin erhalten? 
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Weder bei der deutschen Botschaft in Paris noch bei der Bezirks- 
regierung in Köln, bei denen der französische Unternehmer nach 
seinen Angaben nachgefragt hat, ist eine entsprechende Anfrage 
in Erinnerung oder aktenkundig. 


8. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung getroffen, damit die 
illegale Verbringung von aus der Bundesrepublik Deutschland 
stammenden Abfällen zur Beseitigung über andere EU-Staaten 
bzw. EFTA-Mitgliedstaaten, die das Basler Abkommen unterzeich- 
net haben, in baltische, aber auch andere nicht zum Export zuge- 
lassene Staaten in Zukunft wirksam verhindert wird? 


Für die Überwachung der Abfallerzeuger sind die Länder, die die 
Gewerbeaufsicht führen, zuständig. Die Länder sind ebenfalls für 
den Vollzug der Gesetze bezüglich der grenzüberschreitenden 
Abfallverbringung zuständig. 

Der Bund unterstützt die Länder hierbei durch Kontrollen der 
Zollämter und des Bundesamtes für den Güterverkehr. 

Weiterhin werden alle relevanten Informationen über die Anlauf- 
und Clearingstelle zum Basler Übereinkommen, die der Bund als 
Serviceeinrichtung für die Länder beim Umweltbundesamt in 
Berlin eingerichtet hat, an die zuständigen Landesbehörden wei- 
tergeleitet. 

Ein bundesweites Datennetz zu grenzüberschreitenden Abfallver- 
bringungen gemäß § 9 AbfVerbrG befindet sich in Planung. 

Im übrigen verweise ich auf die einleitenden Ausführungen und 
auf die Beantwortung zu Frage 1. 


9. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über das tatsäch- 
liche Exportvolumen (mengen- und wertmäßig) von gefährlichen 
Abfällen zur Verwertung aus Deutschland in Nicht-OECD-Staaten 
gewonnen, und welche Vorschläge leitet sie nun daraus zur Ver- 
tragsstaatenkonferenz zum Basler Übereinkommen vom 18. bis 
zum 22. September 1995 in Dakar ab? 


Die Bundesregierung hat das Institut für Chemisch-technische 
und ökonomische Forschung und Beratung (ECOTEC, München), 
das seit Jahren Erfahrungen in diesem Bereich besitzt, beauftragt, 
zur Vorbereitung und Begleitung internationaler Verhandlungen 
über die Regelung von Abfallexporten die grenzüberschreitenden 
Abfallströme zu analysieren und Konsequenzen der internationa- 
len Regelungen festzustellen sowie Handlungsempfehlungen zu 
erarbeiten. Der Abschlußbericht liegt dem Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit seit Ende August vor. 

Danach sind 1993 etwa 100000 Tonnen gefährlicher Abfälle zur 
Verwertung aus Deutschland in Nicht-OECD-Staaten exportiert 
worden. Im Jahr 1994 dürfte sich diese Zahl auf etwa 50 000 
Tonnen reduziert haben. 

Eine wertmäßige Abschätzung des Exportvolumens von gefähr- 
lichen Abfällen, die zur Verwertung exportiert werden, ist nur 
schwer möglich, da Sekundärrohstoffe nur z. T. auf Börsen gehan- 
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delt werden, ein anderer Teil aufgrund privat-rechtlicher Verträge 
verbracht wird, bei denen der Wert der Transaktion nicht öffent- 
lich wird. Die Schätzung von ECOTEC geht jedoch von etwa 
30 Mio. DM aus. Wichtiger als die wertmäßige Beurteilung der 
Exporte ist aus Sicht der Bundesregierung die Bewertung der 
Transaktionen hinsichtlich ihrer ökologischen und sozialen 
(Arbeitsplätze) Bedeutung. 

Ein weiterer wesentlicher Gesichtspunkt für die Bundesregierung 
ist es, auch internationale Regelungen und Vorschriften so zu 
gestalten, daß die deutschen Behörden sie in der Praxis vollziehen 
und kontrollieren können. Andernfalls laufen die Vorschriften ins 
Leere und verbessern den globalen Umweltschutz nicht. 

Die ECOTEC-Studie gibt drei generelle Handlungsempfehlungen 
für internationale Verhandlungen: 

a) Ein genereller Widerstand gegen das geplante totale Export- 
verbot von gefährlichen Abfällen aus OECD- in Nicht-OECD- 
Staaten kann durch betroffene Mengen und Beispiele nicht 
begründet werden, 

b) Es gibt begründete Einzelfälle, in denen die ökologische Ver- 
träglichkeit des Exportes nachgewiesen werden kann und für 
die deshalb Ausnahmegenehmigungen sinnvoll sein könnten. 

c) Eine Ausweitung des geplanten Exportverbots auf ungefähr- 
liche Abfälle (grüne OECD-Liste) hätte z. T. größere ökonomi- 
sche und ökologische Nachteile. 

Die Bundesregierung hat bereits im März 1994 auf der 2. Ver- 
tragsstaatenkonferenz zum Basler Übereinkommen dem totalen 
Exportverbot von gefährlichen Abfällen aus OECD- und Nicht - 
OECD-Staaten politisch zugestimmt. Bei der 3. Vertragsstaaten- 
konferenz, die vom 18. bis 22. September 1995 in Genf stattgefun- 
den hat, wurde das totale Exportverbot ab 1. Januar 1998 von 
gefährlichen Abfällen aus Staaten, die im Anhang VII zum Basler 
Übereinkommen aufgeführt sind (OECD, EG und Liechtenstein) 
in die übrigen Nicht-OECD-Staaten einstimmig beschlossen. 

Zuvor ist jedoch noch von der technischen Arbeitsgruppe eine 
definitive Liste der gefährlichen Abfälle zu erstellen, damit das 
totale Exportverbot vollziehbar wird. 

An der Erarbeitung dieser Liste der gefährlichen Abfälle wird sich 
die Bundesregierung konstruktiv beteiligen und zu diesem Zweck 
eine Sitzung der technischen Arbeitsgruppe zum Basler Überein- 
kommen in Deutschland ausrichten. 
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